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In  den  vergangenen  Jahrzehnten  wurden  weltweit  viele  juristische  und
gesellschaftliche  Zugeständnisse  seitens  der  Herrschenden gemacht  oder
seitens der LGBTIA-Bewegung erkämpft.  In Deutschland haben seit  2017
beispielsweise gleichgeschlechtliche Paare die Möglichkeit, eine zivile Ehe zu
schließen. Auch in 22 weiteren Staaten wie den USA, Irland oder Südafrika
können gleichgeschlechtliche Paare heiraten, also die gleichen bürgerlichen
Rechte  wie  Heteropaare  wahrnehmen.  Allerdings  heißt  die  gestiegene
formelle Akzeptanz nicht, dass es in diesen Ländern keine Diskriminierung
von Homosexualität im Alltag gibt. Auch darf man nicht außer Acht lassen,
dass in mehr als 70 Staaten, also im Großteil der Welt, auf homosexuelle
Handlungen  eine  Gefängnis-  oder  sogar  die  Todesstrafe  steht.  Daneben
kommt in der öffentlichen Wahrnehmung die rechtliche und soziale Lage von
Inter- und Trans-Menschen zu kurz.

Situation von Transgendern …
Der  Begriff  Transgender  wurde  vor  allem  von  John  F.  Oliven  von  der
Columbia University in seiner Arbeit „Sexual Hygiene and Pathology“ aus
dem Jahre 1965 geprägt. Dieser ist weiter gefasst als der der Transsexualität
und  gleichzeitig  auch  zutreffender,  denn  bei  Gender  (sozialem  /
psychologischem Geschlecht) handelt es sich natürlich um Identität und nicht
um Sexualität. Der Begriff Transgender schließt aber auch all diejenigen mit
ein,  die sich non-binär nennen, sich also weder eindeutig männlich noch
eindeutig weiblich identifizieren.  Studien zufolge sind bis  zu 0,26 % der
Menschen trans, wobei die Dunkelziffer wesentlich größer sein dürfte. Dies
hat vor allem mit einer gesellschaftlichen Tabuisierung des Themas, aber
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auch teilweise mit staatlichen Repressionen zu tun. Außerdem ist auch die
erschreckend hohe Suizidrate unter Trans-Personen auffällig. Demnach hat
in  Großbritannien  Umfragen  zufolge  fast  die  Hälfte  aller  jugendlichen
Transgender einen oder mehrere Selbstmordversuche hinter sich und laut
einer kanadischen Untersuchung haben im Bundesstaat Ontario bereits 78 %
alles Trans-Personen einen oder mehrere Versuche unternommen, sich das
Leben zu nehmen.

Wenn  man  nun  die  rechtliche  Situation  von  Trans-Personen  allein  in
Deutschland betrachtet,  stößt  man zunächst  auf  einen riesigen,  kaum zu
durchblickenden Paragraphendschungel. Das liegt einerseits an dem großen
bürokratischen Aufwand im Falle einer Geschlechtsangleichung, andererseits
an den vielen juristischen Schwächen des Transexuellengesetzes (TSG). Das
TSG trat 1980 in Kraft, wurde aber im Laufe der Jahre häufig geändert, da
v ie l e  Inha l te  au f  Beschwerden  von  Be t ro f f enen  h in  vom
Bundesverfassungsgericht  für  verfassungswidrig  erklärt  wurden.
Beispielsweise durften Personen unter 25 Jahren im ersten Entwurf des TSG
weder  eine  Vornamensänderung  („kleine  Lösung”)  noch  eine
Personenstandsänderung („große Lösung”) durchführen. Auch ging das TSG
ursprünglich  davon  aus,  dass  alle  Trans-Personen  heterosexuell  seien.
Folglich  konnte  die  „kleine  Lösung”,  also  die  Vornamensänderung,  vom
Gesetzgeber  wieder  rückgängig  gemacht  werden,  wenn  die  Person  eine
andere des gleichen Geschlechts heiratete oder innerhalb von 300 Tagen
nach der Namensänderung ein Kind bekam. Eine der heftigsten Forderungen
des TSG an die betroffenen Personen war aber der erforderliche Nachweis
einer Sterilisation, um den Personenstand ändern lassen zu können. Noch bis
2011 wurde das TSG auf diese Weise umgesetzt und bis heute kann der
Personenstand  nicht  rückwirkend,  also  auch  auf  der  Geburtsurkunde,
geändert  werden.  Neben  dem  Paragraphendschungel  stellt  die
Kostenübernahme durch die Krankenkassen ein Problem dar. Diese sind zwar
gesetzlich  zur  Kostenübernahme  verpflichtet.  Welche  Eingriffe  und
Behandlungen  die  Kassen  aber  tatsächlich  übernehmen,  variiert  stark.
Generell  ist  die  Bürokratisierung  des  Verfahrens  –  allein  für  eine
Vornamensänderung  –  eine  unzumutbare  Belastung.  Die  Person  muss
demnach mindestens drei Jahre in der Geschlechterrolle „leben”, der sie sich



„zugehörig” fühlt,  und sich diese „Zugehörigkeit” von zwei unabhängigen
Gutachter_Innen vor dem Amtsgericht bestätigen lassen. Für Jugendliche, die
ihr Geschlecht angleichen wollen, gibt es daneben noch eine andere Hürde:
die eigenen Eltern. Denn für die Einnahme von Hormonen oder Operationen
braucht man die deren Erlaubnis und ist somit deren Willkür ausgesetzt. Das
Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper wird also -in allen Fällen,
massiv beschnitten.

… und Inter-Personen
Intersexuell sind Menschen, die weder dem biologisch männlichen noch dem
weiblichen  Geschlecht  eindeutig  zugeordnet  werden  können.  Das  kann
genetische, anatomische und hormonelle Ursachen haben. Schätzungsweise
kommt jedes tausendste Kind intersexuell auf die Welt.

Etliche dieser Menschen wurden vom 20. Jahrhundert bis zum heutigen Tag
zwangsweise hormonell behandelt, genital verstümmelt, sterilisiert und für
eine binäre Geschlechterordnung „passend“ gemacht – das alles in einem
Alter, in dem es unmöglich zu wissen ist, wie sich die Person selber sieht
bzw. sich entwickeln würde.

Diese brutale Praxis geht auf die These des Psychologen John Money aus den
1950er Jahren zurück. In seiner „Optimal Gender Policy“ behauptete er, dass
man Kinder zu Männern oder Frauen „erziehen“ könnte, wenn man nur die
körperlichen Besonderheiten vor dem zweiten Lebensjahr einem der beiden
Geschlechter  angleiche.  Auch  wenn  Forschungen  belegen,  dass  die
Geschlechtsidentität von den körperlichen Merkmalen losgelöst sein kann
und viele der zwangsoperierten, intersexuellen Menschen lebenslang unter
Depressionen, körperlichen Schmerzen und Traumata zu leiden haben, hält
sich diese These in der Medizin teilweise noch heute. So heißt es in einem
laut  Amnesty  International  erst  2013  neu  aufgelegten  Fachbuch  für
Kinderärzt_innen: „Die operative Korrektur soll so früh durchgeführt werden,
dass die Mädchen sich später ihrer Intersexualität nicht erinnern, also im
Säuglingsalter, spätestens im zweiten bis dritten Lebensjahr.“

In  Deutschland  gab  es  rechtlich  gesehen  2013  eine  Reform  des



Personenstandsgesetzes. Diese beinhaltete, dass, wenn das Kind weder dem
weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet werden kann, es
ohne eine solche Angabe in das Geburtenregister eingetragen werden darf.
Während liberale Teile des Bundestages dies als großer Erfolg feierten und
Volker Beck gar von einer „kleinen Revolution“ sprach, gab es schon damals
seitens der Betroffenenverbände Kritik an dieser Reform. Erst ab dem 10.
Oktober  2017  war  die  Eintragung  als  „inter“  oder  „divers“  im
Geburtenregister möglich,  was ein Fortschritt  ist,  aber weiterhin an rein
körperlichen Merkmalen festgemacht  wird  und damit  nicht-binäre  Trans-
Personen  ausschließt.  Ein  ausdrückliches  Verbot  von  medizinisch  nicht
notwendigen, kosmetischen Genitaloperationen an Kindern gibt es bis heute
nicht.

Was  hat  das  Ganze  denn  jetzt  mit  der
bürgerlichen  Gesellschaft  zu  tun?
Ob nun durch konservative Politiker_Innen, religiöse Institutionen, Medien
oder  Werbung:  Die  Gesellschaft  reproduziert  tagtäglich  ein  reaktionäres
Familienbild. In der bürgerlichen Familie sind die Rollen klar verteilt: Der
Mann ernährt als Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls
noch etwas dazuverdienen darf, sich aber hauptsächlich um den Haushalt
und die Kindererziehung kümmert.

Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach eine Ideologie, die für
den Kapitalismus besonders praktikabel ist. So werden durch das Idealbild
der Familie die Erbschaftverhältnisse der Herrschenden geregelt, während
die  ganze  Reproduktionsarbeit  der  Arbeiter_Innenklasse  unentgeltlich  im
Privaten  stattfindet.  Menschen,  die  nun  nicht  in  dieses  cis-  und
heteronormative  Gesellschaftsbild  hineinpassen,  sind  der  bürgerlichen
Gesellschaft  natürlich ein Dorn im Auge, denn mit  ihrer bloßen Existenz
stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es „natürlich“ scheint,
dass Männer arbeiten, Frauen Hausarbeit verrichten, und es normal ist, dass
nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen.

Auch wenn schon einige Errungenschaften erkämpft worden sind und die



gesellschaftliche  Akzeptanz  von  Trans-und  Inter-Personen  in  den  letzten
Jahren leicht gestiegen ist, so ist diese Entwicklung mit Vorsicht zu genießen.
Zum einen sind noch längst nicht alle Rechte erstritten worden, zum anderen
ist auch ein Rollback in Bezug auf Geschlechterrollen zu beobachten. Der
politische Rechtsruck,  der international  verbreitet  ist  und in Deutschland
seinen Ausdruck im Erstarken der AfD findet, stellt eine große Gefahr für die
Errungenschaften der  LGBTIA-Bewegung dar.  Da Trans-  und Interphobie
unmittelbar  mit  der  Existenz  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  also  der
kapitalistischen Klassengesellschaft verbunden sind, reicht es nicht aus, sie
nur separat bekämpfen zu wollen. Man muss diesen reaktionäre Ideologien
ihre materielle Basis entziehen, also den Kampf gegen LGBTIA-Feindlichkeit
mit dem Kampf gegen den Kapitalismus verbinden.

Wir wollen gemeinsam für eine Gesellschaft eintreten, in der alle Menschen
ungeachtet  ihres  biologischen  oder  gesellschaftlichen  Geschlechts
gleichberechtigt  und  gefahrenfrei  leben  können.  Daher  fordern  wir:

–  Intersex  ist  eine  Identität!  Verbot  medizinisch  nicht  notwendiger,
kosmetischer  Genitaloperationen  an  Kindern!

– Kostenlose Beratung und operative, geschlechtsangleichende Behandlung,
wenn  dies  von  der  betroffenen  Person  gewünscht  wird!  Für  das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper!

–  Kampf  der  Diskriminierung  in  Beruf  und  Alltag!  Für  breite
Aufklärungskampagnen und Selbstverteidigungskomitees der Unterdrückten
in Verbindung mit der Arbeiter_Innenbewegung!

–  Für  das  Recht  auf  gesonderte  Treffen  in  den  Organisationen  der
Arbeiter_Innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben und gegen diskriminierendes und chauvinistisches Verhalten
vorzugehen!



Kritik des Feminismus
Stefan  Katzer,  Gruppe  ArbeiterInnenmacht,  Fight!  Revolutionäre
Frauenzeitung  No.  6

Die  feministischen  Kämpfe  und  Bewegungen  lassen  sich  grob  in  drei
„Wellen“ aufteilen.

Die  erste  Welle  des  Feminismus  bezeichnet  die  bürgerl iche
Frauenbewegung, die bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts (bis in die 1920er
Jahre) eine wichtige politische Rolle spielte. Ausgehend und Bezug nehmend
auf die Ideale der französischen Revolution forderten die FeministInnen der
ersten  Welle  vor  allem  gleiche  Rechte  (Wahlrecht;  politische  Teilhabe),
gleichen Lohn, den Zugang zu Universitäten und öffentlichen Ämtern und die
Beendigung der Vorherrschaft und Gängelung der Frauen durch Ehemänner
und Väter.

Stark vertreten waren diese FeministInnen vor allem in Europa, den USA und
Australien.  Trotz  zu  unterstützender,  progressiver  demokratischer
Forderungen, welche auch im Interesse der ArbeiterInnen waren, machte
sich  allerdings  schnell  die  Klassenschranke  dieser  Art  des  Feminismus
bemerkbar. Er war wesentlich ein von bürgerlichen Frauen getragener und
auf die Bedürfnisse der Frauen jener Klasse zugeschnittener Feminismus,
welcher blind blieb für die materiellen Ursachen der Ungleichheit zwischen
Männern und Frauen in der kapitalistischen Epoche. Diese Klassenschranke
trat  besonders  deutlich  hervor,  als  große  Teile  der  ersten  Welle  der
Frauenbewegung in Bezug auf den ersten Weltkrieg den Standpunkt ihrer,
d.  h.  der  herrschenden  Klasse,  einnahmen  und  offen  für  die
„Vaterlandsverteidigung“ eintraten, d. h. für den imperialistischen Krieg. So
kam es zu einer Spaltung dieser bürgerlichen Frauenbewegung, wobei ein
kleinerer Teil hinüberwechselte in das proletarische Lager. Der bürgerliche
Feminismus dieser Periode zerfiel oder ging auf im Nationalsozialismus, mit
dessen Ideologie man sich fortan arrangierte.

D ie  zwe i t e  We l l e  de r  F rauenbewegung ,  d i e  sogenann te
Frauenbefreiungsbewegung, entstand nach dem Ende des 2. Weltkriegs. Im
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Zuge veränderter materieller Verhältnisse, welche Frauen die Möglichkeit
höherer Bildung, besserer Einkommen und den Zugang zu Verhütungsmitteln
verschafften, veränderte sich auch das Bewusstsein der Frauen, die noch
immer  einer  klaren  rechtlichen  und  sozialen  Diskriminierung  ausgesetzt
waren.

Die soziale Basis dieses neuen Feminismus bildeten aber wiederum nicht die
Gesamtheit der ArbeiterInnen, sondern vor allem Frauen der Intelligenz und
höhere  proletarische  Schichten.  Dies  hatte  Einfluss  auf  den  politischen
Charakter  dieser  Frauenbefreiungsbewegung,  welcher  als  kleinbürgerlich
klassifiziert werden kann. Doch unterschieden sich die Zusammensetzung
und  Inhalte  dieser  Frauenbefreiungsbewegung  je  nach  konkreter
gesellschaftlicher  Situation,  wobei  in  Europa  der  Einfluss  der
ArbeiterInnenbewegung  und  der  intensiver  geführte  Klassenkampf  (im
Gegensatz  zu  den  USA)  eine  stärkere  Orientierung  auf  sie  beförderte.

So gingen von der 2. Welle der Frauenbewegung wichtige Impulse aus, die
auch  den  vorherrschenden  Sexismus  in  der  ArbeiterInnenbewegung
themat is ier ten  und  d ie  Frage  der  Frauenbefre iung  in  d ie
ArbeiterInnenbewegung hineintrugen. Tatsächlich waren solche Fragen in
der ArbeiterInnenbewegung lange Zeit ausgeklammert worden oder wurden
nur sehr verkürzt behandelt.

Gleichzeitig  gelang  es  den  FeministInnen  jedoch  nicht,  ihre  eigenen
Beschränkungen zu überwinden und eine revolutionäre Klassenposition zu
entwickeln.  Vielmehr  zerfiel  die  zweite  Welle  nach  dem  Ende  des
Nachkriegsbooms  in  verschiedene  Strömungen,  welche  allesamt  ihre  je
spezifischen theoretischen und politischen Verkürzungen nicht überwinden
konnten.

Die kleinbürgerlichen RadikalfeministInnen gingen davon aus, dass Frauen
eine eigene unterdrückte Kaste bzw. Klasse darstellen. Deren Hauptfeind
seien  „die  Männer“,  welche  in  Form  des  „Patriarchats“  eine
Klassenunterdrückung geschaffen hätten, welche grundlegender sei als alle
anderen  Formen  der  Unterdrückung.  Grundlage  dieser  patriarchalischen
Unterdrückung  der  Frauen  sei  die  Gewalttätigkeit  der  Männer,  welche



zugleich  das  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  der  Unterdrückung  darstelle.
Nicht die herrschenden Produktionsverhältnisse seien also der Hebel  zur
Überwindung der „Männerherrschaft“, sondern die Bekämpfung der Männer
als feindlicher Klasse. Dies führte nicht nur zum Ausschluss von Männern aus
diesen  Zusammenhängen,  sondern  selbst  heterosexuelle  Frauen  wurden
teilweise ausgeschlossen, da sie ja mit dem Klassenfeind „kollaborierten“.

Darüber  hinaus  bestand die  Strategie  dieser  RadikalfeministInnen häufig
darin,  sich  an  den  bürgerlichen  Staat  zu  wenden,  um  von  diesem  die
Bekämpfung  diskriminierender  und  unterdrückerischer  sexistischer
Praktiken einzufordern.  Dies  führte  zu  teilweise  reaktionären Anti-Porno-
Kampagnen, von denen vor allem Homosexuelle negativ betroffen waren, da
der Staat hier in besonderer Weise „unsittliches Verhalten“ ausmachte.

Letztlich waren also auch die RadikalfeministInnen blind für die materiellen
Ursachen der Frauenunterdrückung. Sie verkannten, dass „das Patriarchat“
kein von den jeweils herrschenden Produktions- und Klassenverhältnissen zu
trennendes, selbstständiges Ausbeutungsverhältnis darstellt, sondern immer
mit  diesen  vermittelt  ist  und  selbst  historischen  Wandlungen  unterliegt.
Entsprechend konnten  sie  auch  keine  Perspektive  entwickeln,  welche  es
ihnen ermöglicht hätte, die Klassenfrage angemessen zu berücksichtigen und
entsprechende  politische  Strategien  zu  entwickeln,  welche  in  den
(proletarischen)  Männern  nicht  den  Hauptfeind  ausmachen,  sondern
(potentielle und letztlich notwendige) Verbündete Im Kampf um die allseitige
Befreiung.

Die „sozialistischen FeministInnen“ versuchten, auf diese Verkürzungen eine
Antwort  zu  geben,  indem sie  sich  verstärkt  auf  die  ArbeiterInnenklasse
fokussierten.  Gleichzeitig  machte  es  ihnen  der  herrschende  Stalinismus
unmöglich, im so verfälschten „Marxismus“ eine Alternative zu sehen. Dies
führte dazu, dass sich diese „sozialistischen FeministInnen“ zwar an Marx
orientierten,  aber gleichzeitig  eigene theoretische Konzepte entwickelten,
welche die bei Marx ausgemachten „Verkürzungen” überwinden sollten. Der
Vorwurf gegenüber der Marx’schen Theorie lief auf die Feststellung hinaus,
dass dieser  bei  seiner  Analyse „geschlechtsblind” gewesen sei  und nicht
erkannt habe,  welche Rolle speziell  die Reproduktion,  also die Arbeit  im



Haushalt,  für  die  Kapitalverwertung spiele.  Es seien besondere,  von den
herrschenden  Produkt ionsverhältnissen  relat iv  autonome
„Reproduktionsweisen”,  welche  eine  besondere  Dynamik  der
Frauenunterdrückung  begründeten,  welche  wiederum tiefer  liege  als  die
Klassengegensätze.

Ähnlich wie die RadikalfeministInnen sehen die sozialistischen FeministInnen
im „Patriarchat” eine eigenständige Unterdrückungsstruktur „der Männer”
gegenüber  „den  Frauen”.  „Die  Familie”  wird  gewissermaßen  als
selbstständige  Unterdrückungsinstanz  konzeptualisiert,  wobei  deren
Wandlungen  und  je  spezifischen  Vermittlungen  mit  den  herrschenden
Produktionsverhältnissen nicht zur Kenntnis genommen werden. So kam es,
dass  auch  die  sozialistischen  FeministInnen  eher  Bündnisse  mit  ihren
(falschen) bürgerlichen Schwestern eingegangen sind,  als gemeinsam mit
ihren proletarischen Brüdern gegen die Klassenherrschaft der Bourgeoisie
und  die  kapitalistischen  Produktionsverhältnisse  zu  kämpfen,  welche  die
materielle Grundlage der Frauenunterdrückung darstellen. Dies war freilich,
wie  bereits  angeführt,  nicht  nur  die  „Schuld”  der  sozialistischen
FeministInnen,  sondern  ist  auch  auf  die  Haltung  der  StalinistInnen
zurückzuführen,  welche  es  den  sozialistischen  FeministInnen  beinahe
unmöglich  machte,  ihre  Perspektiven  in  die  ArbeiterInnenbewegung  zu
tragen.

In den 1990er Jahren entwickelte sich in den USA eine dritte Welle der
Frauenbewegung.  Sie  war  vor  allem eine  Reaktion  auf  einen  populären
Antifeminismus und auf die Ansicht, dass Feminismus obsolet sei, weil er alle
Ziele erreicht hätte.

Angesichts  der  Ausdifferenzierung  innerhalb  des  heutigen  Feminismus
scheint  eine  einfache  Einordnung  aber  nicht  ausreichend.  Dieser  reicht
vielmehr  von  den  verschiedenen  Spielarten  des  offen  bürgerlichen
Feminismus, welcher auch bei konservativen PolitikerInnen auf offene Ohren
stößt –  vor allem dann,  wenn dessen Forderungen den Bedürfnissen der
Kapitalverwertung entgegenkommen und etwa der sinnlosen Verschwendung
„weiblichen  Humankapitals”  durch  die  gezielte  Förderung  der
Aufstiegschancen  von  (vor  allem  gut  ausgebildeten)  Frauen  (aus  der
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Mittelschicht) entgegenwirken – bis hin zu solchen Ansätzen, die sich nach
wie vor auf Marx beziehen und einen emanzipatorischen Anspruch vertreten.

Hausarbeitsdebatte
Eine einflussreiche Debatte, welche von FeministInnen in den 70er Jahren
angestoßen wurde (insbesondere Maria Rosa Dalla Costa, einer italienischen
politischen Kämpferin und späteren Dozentin und Selma James, einer US-
amerikanischen Theoretikerin/ pol. Kämpferin), ist die sogenannte „Lohn für
Hausarbeit”-Debatte oder „Hausarbeitsdebatte”. In der Annahme, dass Marx
für wesentliche Formen der Unterdrückung und ökonomischen Ausbeutung
blind gewesen sei, konstruierten einige TheoretikerInnen die Familie und die
darin  geleistete  Hausarbeit  als  eine  Form produktiver  Arbeit,  welche  in
gewisser Weise die Grundlage der gesamten Mehrwertproduktion darstelle
und selbst Mehrwert produziere.

Die zentrale These lautet, dass die Hausarbeit zwar oberflächlich betrachtet
den Eindruck erwecke, als sei sie eine persönliche Dienstleistung außerhalb
des  Kapitalverhältnisses,  weil  nicht  der/die  KapitalistIn,  sondern  der
Ehemann als ausschließliche/r AdressatIn der häuslichen Dienstleistungen
erscheine.  Tatsächlich  aber  gehe  die  Hausarbeit  direkt  in  die
Mehrwertproduktion  des  Kapitals  ein,  sei  also  produktive,  Mehrwert
erzeugende Arbeit. Indem nämlich die Hausarbeit die Ware Arbeitskraft des
männlichen Arbeiters hinter dem Rücken der industriellen Produktion, also in
verschleierter Form, ohne Lohn reproduziere, sorge sie für die Vergrößerung
der Mehrwertproduktion, so Dalla Costa. Marx habe dies in seiner Analyse
nicht  berücksichtigt,  da  er  nicht  erkannt  habe,  dass  die  kapitalistische
Produktionsweise  ohne  die  Reproduktion  der  Ware  Arbeitskraft  nicht
funktionieren könne. Ohne die Reproduktionsarbeit gebe es aber keine Ware
Arbeitskraft,  ohne  Ware  Arbeitskraft  gebe  es  keine  Ausbeutung  von
Mehrarbeit  und  ohne  Ausbeutung  von  Mehrarbeit  gebe  es  keine
kapitalistische  Produktionsweise.  Die  Familie  sei  also  die  hauptsächliche
Stütze der kapitalistischen Organisation der Arbeit.

In ihrem Versuch,  die Frauenunterdrückung „materialistisch” zu erklären



und eine eigenständige Frauenpolitik (Frauenstreik etc.) zu begründen, biegt
sich Dalla Costa allerdings wesentliche Begriffe der marxschen Analyse so
zurecht,  dass sie am Ende für die Analyse kapitalistischer Gesellschaften
überhaupt nicht mehr zu gebrauchen sind.

Zwei wesentliche Konzepte bilden dabei die Grundlage für die Theorie von
der  Hausfrau  als  produktiver  Arbeiterin:  die  Produktion  von
Arbeitern/Arbeitskraft  (d.  h.  Kindererziehung,  Dienstleistung  am
Ehemann/Arbeiter) und ihre Rolle bei der Konsumtion – Einkaufen, Kochen
usw.

Die Behauptung, diese beiden Aspekte der Hausarbeit brächten Mehrwert
hervor,  ignoriert  allerdings  zwei  wesentliche  von  Marx  gemachte
Unterscheidungen,  nämlich  der  zwischen  industrieller  und  privater
Konsumtion (d. h. Konsumtion in der Familie) und zum anderen zwischen
produktiver  Arbeit  und  einfacher  Arbeit,  die  nur  einen  Gebrauchswert
erzeugt.

Zum Verhältnis von industrieller und privater Konsumtion schreibt Marx:

„Die Konsumtion des Arbeiters ist doppelter Art. In der Produktion selbst
konsumiert er durch seine Arbeit Produktionsmittel und verwandelt sie in
Produkte von höherem Wert als dem des vorgeschossenen Kapitals. Dies ist
seine  produktive  Konsumtion.  Sie  ist  gleichzeitig  Konsumtion  seiner
Arbeitskraft  durch  den  Kapitalisten,  der  sie  gekauft  hat.  Andrerseits
verwendet der Arbeiter das für den Kauf der Arbeitskraft gezahlte Geld in
Lebensmittel: dies ist seine individuelle Konsumtion. Die produktive und die
individuelle Konsumtion des Arbeiters sind also total  verschieden.  In der
ersten  handelt  er  als  bewegende  Kraft  des  Kapitals  und  gehört  dem
Kapitalisten;  in  der  zweiten  gehört  er  sich  selbst  und  verrichtet
Lebensfunktionen außerhalb des Produktionsprozesses.“ (Das Kapital, Bd. 1,
21. Kapitel)

Zwar wird die private Konsumtion von den KapitalistInnen berücksichtigt, da
sie zur Aufrechterhaltung und Reproduktion der Arbeitskraft notwendig ist –
und  a l s  so lche  wird  s ie  a l s  „e in  notwendiges  Moment  des



Produktionsprozesses“ angesehen. Aber „der Kapitalist kann ihre Erfüllung
getrost  dem  Selbsterhaltungs-  und  Fortpflanzungstrieb  der  Arbeiter
überlassen.“ Die Tatsache, dass es notwendig ist, zu essen, zu leben und sich
fortzupflanzen  macht  die  Familien  also  nicht  zu  einem  „Zentrum
gesellschaftlicher Produktion”. Diese Dinge finden vielmehr ungeachtet der
gesellschaftlichen Produktionsform statt. Individuelle Konsumtion zu Hause
ist also keine kapitalistische Produktion.

Der/die LohnarbeiterIn gehört sich selbst und verkauft dem/r Kapitalisten/in
seine/ihre Arbeitskraft,  besser: vermietet sie auf Zeit.  Der/die KapitalistIn
muss sich also nicht darum kümmern, wie der/die ArbeiterIn sich fortpflanzt
und  lebt  –  außer  dass  er/sie  sicherstellen  muss,  dass  die  ArbeiterInnen
weiterhin dazu gezwungen sind, ihre Arbeitskraft  zu verkaufen. Während
also diese individuelle private Konsumtion im weitesten Sinne ein „Moment“
der  Produktion  ist,  d.  h.  berücksichtigt  wird  vor  allem  bei  der
Lohnberechnung, so ist sie keinesfalls kapitalistische Produktion. Aus diesem
Grunde  sagte  Marx,  die  individuelle  Konsumtion  finde  außerhalb  des
Produktionsprozesses  statt.

Eine ähnliche Entstellung der Marx’schen Theorie findet sich in Bezug auf
den Begriff der „produktiven Arbeit”. Wie gesagt handelt es sich dabei nicht
um eine moralisch bewertende Kategorie,  sondern eine  der  Analyse.  Als
solche  wird  sie  von  Marx  in  Bezug  auf  jene  Arbeiten  verwendet,  die
unmittelbar  für  den/die  Kapitalisten/in  erbracht  wird  und  diesem/r  zur
Aneignung  des  Mehrwerts  dient.  Dass  Marx  einen  solchen  Begriff  von
produktiver Arbeit hat,  heißt nicht, dass er für alle anderen Formen von
Arbeit blind gewesen sei. Ganz im Gegenteil thematisiert er explizit andere
Formen  der  Arbeit,  die  er  bspw.  als  „einfache”,  d.  h.  Gebrauchswert
erzeugende Arbeit benennt.

Wenn Dalla Costa und James allerdings von Hausarbeit als produktiver Arbeit
sprechen, dann werfen sie die Marx’schen Begrifflichkeiten durcheinander
und  verunmöglichen  damit  eine  tatsächlich  materialistische  Analyse  der
Frauenunterdrückung im Kapitalismus,  welche  für  die  Entwicklung einer
revolutionären Perspektive notwendig wäre.



Wenn sie etwa behaupten, dass Frauen Menschen „produzierten”, dann ist
das im biologischen Sinne sicherlich richtig. Das bedeutet aber nicht, dass
man  deshalb  schon  von  produktiver  Arbeit  (für  eine/n  Kapitalisten/in)
sprechen kann. Genau dies ist  der theoretische Fehlschluss,  der letztlich
auch zu falschen politischen Forderungen führt. Denn die Ware Arbeitskraft
wird  nicht  als  Ware  produziert,  sondern  als  Ware  verkauft.  Der
„Produktionsprozess”  der  Ware  Arbeitskraft  im  Haushalt  ist  selbst  nicht
kapitalistisch,  er  steht  vielmehr  außerhalb  des  Lohnarbeit-Kapital-
Verhältnisses,  welches  die  systematische  Grundlage  der  Klassen-  und
Ausbeutungsverhältnisse  darstellt.  Auch  geht  die  (notwendige
Reproduktions-)Arbeit nur dann als wertbildende Arbeit in diese besondere
Ware (Arbeitskraft) ein, wenn diese in Form von bezahlten Dienstleistungen
erbracht wird.

Der  Tauschwert  der  Arbeitskraft  wird  durch  die  Konsumtion  materieller
Dinge  (Essen,  Kleidung)  und  Dienstleistungen  (medizinische  Versorgung,
Ausbildung) geschaffen. Der Gesamtwert dieser Mittel zum Lebensunterhalt
ist der Wert der Arbeitskraft. Die zur Aufbereitung dieser Verbrauchsgüter
von  den  Hausfrauen  geleistete  Hausarbeit  wird  offensichtlich  bei  dieser
Summe nicht berücksichtigt. Hausarbeit fügt der Ware Arbeitskraft keinen
Tauschwert hinzu. Das bedeutet nicht, dass Frauen zu Hause nicht arbeiten –
aber diese häusliche Schufterei ist keine kapitalistische Produktion und wird
daher  bei  der  Analyse  kapitalistischer  Produktionsverhältnisse  nicht
berücksichtigt.

Die  Tatsache,  dass  Marx  die  im  Haushalt  geleistete  Arbeit  nicht  als
produktive Arbeit fasste, hat also nichts mit seiner angeblichen „Blindheit”
gegenüber sexistischen Unterdrückungs- und Ausbeutungsverhältnissen zu
tun als vielmehr mit der Tatsache, dass diese Arbeit unter kapitalistischen
Produktionsbedingungen vom Produktionsprozess wirklich ausgeklammert ist
und „privat” stattfindet.

Die Forderung nach „Lohn für Hausarbeit” ist aber nicht alleine deshalb
problematisch, weil sie auf einer falschen Analyse beruht (auch auf falschen
Annahmen beruhende Forderungen können sinnvoll  und unterstützenwert
sein), sondern vielmehr, weil sie auch politisch-strategisch einige Probleme



aufweist. So zielt die Forderung nach „Lohn für Hausarbeit” gerade nicht auf
d i e  Ü b e r w i n d u n g  d e r  T r e n n u n g  v o n  „ p r o d u k t i v e r  u n d
reproduktiver/gebrauchswertbildender”  Arbeiten,  also  auf  die
Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  in  einem  Programm  gesellschaftlich
nützlicher  Arbeiten,  sondern  schreibt  diese  Trennung  und  die  ihr
zugrundeliegende  sexistische  Zuteilung  vielmehr  fest.

Da die Hausfrauen darüber hinaus in keinem direkten Verhältnis zum Kapital
stehen, haben sie auch kein direktes Mittel,  das sie nutzen könnten, um
Druck aufzubauen (wie etwa der Streik). Eine Niederlegung der Arbeit im
Haushalt  würde nicht in erster Linie die KapitalistInnen treffen,  sondern
vielmehr  die  Familienmitglieder,  die  ihre  Arbeitskraft  auch  weiterhin
verkaufen  müssten,  da  die  Kapitalherrschaft  ungebrochen  fortbesteht.

Zudem ist  Lohnarbeit  eine falsche Bezeichnung für  solche unmittelbaren
Gebrauchswert schaffenden Tätigkeiten und wäre gemäß der irreführenden
Logik der Forderung vom/von der LohnarbeiterIn einzufordern statt vom/von
der  KapitalistIn.  Bestenfalls  wäre  es  als  Variante  eines  bedingungslosen
Grundeinkommens von ihm/ihr bzw. dem bürgerlichen Staat zu verlangen.
Letzteres  zementiert  im  Gegensatz  zur  Forderung  nach  Verkürzung  der
Arbeitszeit, Aufteilung der Arbeit auf alle Erwerbspersonen bei vollem Lohn-
/Gehalts- und Personalausgleich die Existenz struktureller Arbeitslosigkeit,
statt  sie  zu  bekämpfen.  „Lohn  für  Hausarbeit“  verfestigt  genauso  den
Gegensatz  zwischen  (indirekt,  über  den  Markt  vermittelter)
gesellschaftlicher (Re-)Produktion und nicht  vergesellschafteter,  privat  im
LohnarbeiterInnenhaushalt  unter  dem  Etikett  der  bürgerlichen
Kleinfamilienform  erbrachten  Dienstleistungen.

Diese  zumeist  von  proletarischen  Hausfrauen  häufig  neben  ihrem
Lohnverhältnis  in  der  kapitalistischen  Produktion  geleisteten  Tätigkeiten
setzen der Arbeitskraft keinen Tauschwert, wohl aber Gebrauchswert zu. In
diesem  Sinn  kann  man  von  Ausbeutung  der  ArbeiterInnenhausarbeit
sprechen.  Im  Unterschied  dazu  produzierte  in  vorkapitalistischen
Ausbeutergesellschaften  die  Frauenarbeit  im  Haushalt  auch  Güter  des
Mehrprodukts  für  die  herrschenden  Klassen.  Im  Kapitalismus,  der  den
Gegensatz zwischen Produktion und Reproduktion auf die Spitze getrieben



hat, erzeugt der ArbeiterInnenhaushalt „nur“ das lebendige Arbeitsvermögen
seiner Beteiligten. Diese Subsistenzproduktion wird mit der Aufhebung des
Kapitalismus nach und nach ebenso direkt vergesellschaftet wie der blinde,
hinter  dem Rücken  der  unmittelbaren  ProduzentInnen  vergesellschaftete
kapitalistische Markt durch eine kollektive Planwirtschaft.  Beide Sphären
gehen  in  ihr  auf.  Sie  dient  der  Reproduktion  der  frei  assoziierten
ProduzentInnen einzig und allein und findet dort ihre Schranke, ist nicht
mehr Produktion um der Produktion willen. Der Kapitalismus ist wie alle
vorhergegangenen  Klassengesellschaften  eine  Gesellschaftsformation,  in
deren  Mitte  seine  Produktionsweise  über  alle  anderen  (z.  B.
Subsistenzproduktion,  Knechtschaft,  Sklaverei)  überkommenen
Produktionsverhältnisse herrscht. Die je spezifische Produktionsweise ist das
dynamische  Element  jeder  Gesellschaftsordnung,  die  sich  alles  andere
unterordnet. Im Kapitalismus erreicht der Familienhaushalt seinen Gipfel an
Anachronismus und drängt mehr denn je zuvor nach Vergesellschaftung.

Body Positivity:  Webfeminismus
oder  revolutionäre
Frauenbewegung?
Leonie Schmid, Revolution-Germany, Fight! Revolutionäre Frauenzeitung No.
6

Der Druck auf Frauen, immer gut auszusehen, ist in unserer Gesellschaft
wirklich sehr hoch: immer glänzende frisch gewaschene (am besten lange)
Haare zu haben, möglichst keine Hautunreinheiten, am besten schlank, aber
mit Rundungen und sportlich. Das Schönheitsideal dürfte jedem/r klar sein,
der/die  sich  in  sozialen  Netzwerken,  Geschäften  oder  auch  Schulen
herumtreibt.  Das  führt  vor  allem  bei  jungen  Mädchen  zu  massiver
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Unsicherheit.  „Wer  schön  sein  will,  muss  leiden“,  wird  hier  wörtlich
genommen:  ob  es  sich  nun  darum handelt,  bei  -10  °C  in  Minirock  und
Feinstrumpfhosen in die Schule zu gehen oder um Mitternacht Sit-ups zu
machen, um den perfekten Bauch zu bekommen, sich schmerzhaft die Beine
zu enthaaren oder nicht ungeschminkt das Haus verlassen zu können. Sich
stetig  unsicher  in  seinem Körper  zu  fühlen,  immer  hübsch  aussehen  zu
wollen,  ist  Standard.  Was mit  Verunsicherung anfängt,  kann in  mitunter
tödlichen Essstörungen enden.

Was ist Body Positivity überhaupt?
Eine Antwort des neueren Feminismus darauf ist Body Positivity. Es handelt
sich hierbei um eine Bewegung, die vor allem im Internet sehr erfolgreich ist
und  Frauen  dazu  auffordert,  sich  radikal  selbst  zu  lieben  mit  all  ihren
vermeintlichen  Makeln  und  gegen  die  westlichen  Schönheitsideale
anzukämpfen.  Viele posten Bilder,  schreiben Texte und unterstützen sich
gegenseitig. In erster Linie ist das eine gute Sache. Sich nicht für seinen
Körper zu schämen und dem ständigen Druck, gut aussehen zu müssen, den
Kampf anzusagen, ist wichtig.

Leider gibt es ein Problem: Es entsteht ein bisschen das Gefühl, dass jede/r
für sich selbst verantwortlich ist und zuallererst selbstbewusst sein muss,
bevor  der  Rest  der  Gesellschaft  einen akzeptiert.  Dabei  ist  der  gefühlte
Zwang zum Schönheitsideal nichts, was in den eigenen 4 Wänden geklärt
werden  und  simpel  wegkonstruiert  kann,  sondern  die  Frage  muss
gesamtgesellschaftlich geregelt werden. Schließlich wird uns Tag für Tag so
eingeredet und subtil vermittelt, wie unser Körper eigentlich aussehen soll.
Natürlich ist es nett, wenn sich einige Stars auch mal ungeschminkt oder mit
Cellulite  („Orangenhaut“)  zeigen,  gar  unretuschiert  veröffentlicht  werden
oder  Werbekampagnen  immer  diverser  ausfallen.  Aber  wenn  man  sich
anschaut, wem Fitness und Beautywahn zugutekommen, weiß man, dass ein
bisschen Öffentlichkeit, ein paar Likes und Beiträge auch nicht so schnell
dazu führen werden,  dass  die  Schönheitsstandards werden verschwinden
können. Denn der Profit, der mit Diätpillen, Rasierapparaten, Make-up und
Frauenmagazinen,  die  dazu  raten,  gemacht  wird,  lässt  sich  längst  nicht



aufwiegen mit diverser, nicht-sexistischer Werbung, die auch trotzdem nur
dem Kapital nützt.

Sich selbst zu lieben reicht nicht
Wir unterstützen das Konzept von Body Positivity.  Es sollte allen Frauen
ermöglichen, ihren Körper bedingungslos zu lieben und nur, wenn sie es von
sich aus wollen, ihn zu verändern, auf welche Weise auch immer. Es ist auch
wichtig, eine Plattform zu schaffen, zu sehen, dass man nicht alleine mit
seinen Zweifeln ist  und dem Rest  der Welt,  der  weiterhin unrealistische
Beautystandards vertritt,  klarzumachen, dass man sich das nicht gefallen
lassen muss  und soll.  Denn gerade für  jüngere  Mädchen ist  es  wichtig,
Vorbilder zu haben, die nicht die unerreichbare Perfektion des weiblichen,
schlanken, weißen Körpers darstellen, sondern einfach „normal“ aussehen.
Doch die Gründe für Body Shaming sind trotzdem nicht verschwunden, nur
weil  man  plötzlich  selbstbewusster  geworden  ist.  Die  gesellschaftlichen
Schönheitsideale, der Anspruch an Frauen, immer gut auszusehen und am
besten jedem/r zu gefallen, sind Produkte von Frauenunterdrückung, die mit
dem Kapitalismus verwoben ist. Kurz gesagt, die Objektifizierung von Frauen
liegt in seinen Gesellschafts-, v. a. aber Eigentumsverhältnissen begründet.
Sie ist eine Methode, um Frauen zu unterdrücken, sie klein zu halten und
auszubeuten. Dahinter steckt die Idee, dass es die Aufgabe der Frau ist,
schön zu sein und dem Mann zu gefallen. Dies festigt die Rollenbilder und
letzten  Endes  auch  die  geschlechtliche  Arbeitsteilung  innerhalb  der
bürgerlichen  Familie.  Diese  hat  im  Kapitalismus  die  Aufgabe  für  die
herrschende  Klasse,  ihr  Eigentum  weiterzuvererben,  für  die
Arbeiter_Innklasse hingegen ist sie Fessel und Ruheort zugleich. Denn im
Kapitalismus ist sie der einzige Ort, wo ihre Arbeitskraft reproduziert wird,
was zwar positiv ist, aber zu einer Doppelbelastung gerade von Frauen führt.
Zusätzlich  wird  in  dieser  Familie  ebenso  das  patriarchale,  christliche
Rollenbild  weiter  gelebt,  die  Unterwerfung  der  Frau.  In  allen
Klassengesellschaften waren Frauen unterdrückt.  Es kann sich nur etwas
grundlegend an Sexismus und sexueller Unterdrückung ändern, wenn es eine
klassenlose Gesellschaft gibt!



Was ist zu tun?
Statt also das Problem nur auf das Selbstwertgefühl einzelner Frauen zu
reduzieren, muss das Problem von einer organisierten Arbeiter_innen und
Frauenbewegung angepackt werden! Zwar kann Frauenunterdrückung erst
vollständig in einer befreiten Gesellschaft abgeschafft werden, dennoch heißt
das nicht , dass es bis dahin keine Möglichkeit geben kann, gegen Sexismus
vorzugehen. Body Positivity ist begrüßenswert, aber damit sich für alle etwas
verändert,  müssen wir auch dafür kämpfen, die großen Medienhäuser zu
enteignen,  um Werbung  &  Co.  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  zu  stellen.
Daneben bedarf es der Caucusrechte (auf geschlossene Treffen, ungestört
unter sich bleiben zu dürfen) in den Organisationen der Arbeiter_Innenklasse
wie  den  Gewerkschaften,  wo  Frauen  sich  treffen  können,  um  ihre
Erfahrungen mit Sexismus zu thematisieren. Ergänzend dazu bedarf es auch
antisexistischer Strukturen, die Männer dazu verpflichten, ihr Verhalten zu
hinterfragen  und  sich  mit  den  Rollenbildern  auseinanderzusetzen.  Dabei
dürfen  wir  aber  nicht  stehenbleiben.  Der  Kampf  gegen  sexistische
Rollenbilder ist auch ein Kampf gegen sexuelle Gewalt, ungleiche Bezahlung
und muss auch mit dem Kampf gegen den Kapitalismus verbunden werden!

–  Gegen  unterdrückerische  Schönheitsideale  in  Werbung  und  Medien!
Enteignet  die  großen Medienhäuser  und die  „kulturschaffende“ Industrie
(Gameentwickler, Filmproduktionen,..)! Für organisierte Medienarbeit durch
Räte  aus  Zuschauer_Innen,  Arbeiter_Innen  und  Kreative  ohne  die
Reproduktion  von  Unterdrückung!

– Für einen selbstbestimmten, offenen Umgang mit dem eigenen Körper: Der
weibliche Körper darf nicht einerseits tabuisiert und andererseits sexualisiert
werden!



Hände  weg  von  unseren
Körpern!  Abtreibungen
international legalisieren!
Ella Mertens, Revolution-Germany, Fight! Revolutionäre Frauenzeitung No. 6

Ob nun  in  Chile,  den  USA,  Spanien  oder  Polen  –  auf  der  ganzen  Welt
protestieren Frauen für ihr Recht, über ihren Körper selber bestimmen zu
dürfen.  Genauer  gesagt:  Sie  demonstrieren  dafür,  selbst  entscheiden  zu
können, ob sie im Falle einer Schwangerschaft ein Kind bekommen oder
nicht. Wie erfolgreich so eine Kampagne sein kann, sehen wir in Polen. Vor
knapp 2 Jahren forderte die Bürger_Inneninitiative von „Ordo Iuris“, einer
„Lebensschutz“ organisation, 5-
jährige Haftstrafen für Abtreibungen sowie das Verbot der „Pille danach“ –
auch bei  Vergewaltigung oder Lebensgefahr für Mutter oder Kind. Diese
wurde anfangs von der rechtspopulistischen PiS-Regierung unterstützt. Als
jedoch zum sogenannten „schwarzen Protest“ mehr als 100.000 Menschen
gegen  das  Gesetz  auf  die  Straße  gingen  und  viele  Frauen  die  Arbeit
niederlegten, sprach sie sich bei der Abstimmung dagegen aus. Allerdings
nicht, weil sie spontan ihre Meinung geändert hatte, sondern um laut eigener
Aussage ihre Chancen bei der kommenden Wahl zu verbessern.

Dennoch,  dank  des  Protestes  konnten  die  schweren  Einschnitte  in  die
Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper  abgewehrt  werden.  Einen
ähnlichen Hintergrund haben die Proteste in Irland. Seit mehreren Jahren
versuchen Aktivist_Innen, die restriktiven Gesetze des Landes zu verändern,
beispielsweise  durch  den  jährlichen  „March  of  Choice“.  2014  wurde
erkämpft,  dass  Abtreibungen  bei  lebensgefährlichen  Schwangerschaften
erlaubt  werden.  Doch  ansonsten  droht  Frauen,  die  beispielsweise  eine
Abrruchpille per Internet bestellen, eine 14-Jährige Haftstrafe. Nun wird im
Mai  diesen  Jahres  ein  Referendum  über  die  Liberalisierung  des  1983
eingeführten Gesetzes abgehalten.
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Situation in Deutschland
Auch wenn es oftmals anders scheint, in Deutschland ist die Rechtslage in
Bezug auf Abtreibungen ebenfalls nicht besonders fortschrittlich. Ein gutes
Beispiel dafür ist die Gießener Frauenärztin Kristina Hänel, die auf ihrer
Homepage  Informationen  bezüglich  Schwangerschaftsabbrüchen  zur
Verfügung stellte.  Im Rahmen des Paragraphen 219a wurde sie dafür zu
einer  Geldstrafe  von  6.000  Euro  verurteilt.  Denn  anscheinend  ist
sachgemäße Aufklärung über Abtreibung Werbung. Aber das ist nicht alles.
Laut Paragraph 218 im Strafgesetzbuch ist  ein Schwangerschaftsabbruch
nämlich illegal, wenn a) eine Frist von 12 Wochen überschritten wird und b)
die  Schwangere  sich  vorher  keiner  vermeintlich  neutralen  Beratung
unterzieht. Wenn solch eine Beratung nicht stattfindet und trotzdem eine
Abtreibung vorgenommen wird, kann das bis zu 5 Jahre Gefängnis für die
schwangere Frau oder den/die Arzt/Ärztin bedeuten.  Frauen werden also
gesetzlich eingeschränkt, wenn sie darüber entscheiden wollen, was sie mit
ihrem Körper machen, angefangen bei der Informationsbeschaffung. Was das
in  der  Praxis  bedeutet,  wird  oftmals  ausgeblendet.  Viele  Krankenhäuser
unter  kirchlicher  Trägerschaft  lehnen  die  Durchführung  von
Schwangerschaftsabbrüchen ab. Während man in einer Großstadt sich eine
andere Behandlungsstelle  suchen kann,  sieht  das  in  ländlichen Regionen
anders aus. Lehnt das medizinische Personal vor Ort die Behandlung ab,
müssen  die  schwangeren  Frauen  teilweise  50-100  km  bis  zur
nächstgelegenen Behandlungsstelle fahren. Das ist nicht nur eine emotionale
Belastung, sondern ein Kostenpunkt, den sich Geringverdiener_Innen oder
Minderjährige oftmals nicht leisten können. Denn neben dem eigentlichen
Eingriff bedarf es oftmals auch noch eines separaten Beratungsgespräches.

Allerdings bewegt sich etwas. Das Urteil über die Gießener Frauenärztin hat
die  Debatte  in  den  Bundestag  gebracht.  Am  22.  Februar  werden  drei
alternative Gesetzesentwürfe diskutiert, die den Paragraph 219a, also jener,
der  die  Informationen  über  den  Schwangerschaftsabbruch  kriminalisiert,
verändern sollen.  Doch das allein  reicht  nicht.  Wir  müssen den Prostest
ausweiten und mit den Kämpfen von Frauen in anderen Ländern verbinden,
beispielsweise durch gemeinsame Aktionstage. Dabei treten wir für das volle



Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper ein! Informationen über
den Schwangerschaftsabbruch müssen frei verfügbar sein. Dazu gehört auch
zu wissen, wo und wie man sich behandeln lassen kann. Daneben bedarf es
eines  flächendeckenden  Ausbaus  von  kostenlosen  Beratungs-  und
Behandlungsstellen,  die  säkular,  also  ohne  den  Einfluss  der  christlichen
Kirchen oder anderer Religionen arbeiten müssen! Es kann nicht sein, dass
Frauen  medizinische  Hilfe  und  Selbstbestimmungsrechte  aufgrund  von
Glaubensfragen verweigert werden. Also, lasst uns aktiv gemeinsam aktiv
werden und für unsere Rechte kämpfen!

Hände  weg  von  unseren  Körpern!  Raus  mit  der  Kirche  und  anderen
Religionen aus Gesundheitssystem und Gesetzgebung! Für Abschaffung des
Abtreibungsparagraphen sowie der Beratungspflicht!

Für den flächendeckenden Ausbau an Beratungs- und Behandlungsstellen!
Vollständige Übernahme der Kosten für eine Abtreibung, egal in welchem
Monat, und aller Kosten für Verhütungsmittel durch den Staat!

Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden darf! Für
die ärztliche
Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu entbinden!

Totgespart  –  Pflege in  anderen
Ländern
Lucia  Siebenmorgen,  Arbeiter*innenstandpunkt,  Fight!   Revolutionäre
Frauenzeitung  No.  6

Der  Gesundheits-  und  Sozialbereich  sind  nach  wie  vor  klassische
Frauenarbeitsfelder,  die  schlecht  bezahlt  werden  trotz  hoher
Arbeitsbelastung. Vom neoliberalen Abbau des Sozialstaates, der gerade in
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den meisten europäischen Ländern stattfindet, sind die Bereiche ebenfalls
besonders stark betroffen. Gerade bei den Krankenhäusern wurde in den
letzten Jahren vermehrt  sichtbar,  was  Einsparungen in  diesen Bereichen
bedeuten und wen sie treffen. Privatisierungen und Personalabbau haben
etliche Krankenhäuser in unterschiedlichen Ländern in Krisen gestürzt und
teilweise auch zu Protesten bei der Belegschaft geführt wie in Wien seit 2015
durch Proteste von CARE Revolution Wien.

Trend zur Privatisierung
In einigen europäischen Ländern, vor allem jenen, die die Wirtschaftskrise
von 2008 besonders hart getroffen hat, kam es zu massiven Sparmaßnahmen,
um die Krise der Finanzwelt auf die Bevölkerung abzuwälzen. Diese haben
auch  den  Gesundheitsbereich  getroffen,  in  Griechenland  wurde
beispielsweise  das  Budget  für  diesen Bereich  halbiert.  Dadurch verloren
nicht  nur  viele  Krankenhausangestellte  ihren  Job,  sondern  auch  die
Versicherungszahlen gingen stark zurück: 3 von 11 Millionen Griech*innen
sind zurzeit nicht krankenversichert. Es wird außerdem davon ausgegangen,
dass etwa 50.000 Menschen in den letzten Jahren gestorben sind, da sie
keinen  ausreichenden  Zugang  zu  öffentlich  zugänglicher,  ärztlicher
Behandlung hatten und viele Leistungen auf Grund der Privatisierungen der
letzten Jahre unerschwinglich geworden sind. Ähnliches kann man in Spanien
beobachten.

Die USA, in denen das Gesundheitswesen schon lange zu großen Teilen in
privater Hand ist, liefern ein gutes Beispiel dafür, was bei einer weiteren
Zerschlagung öffentlicher Strukturen auch europäischen Ländern droht. So
sind  etwa  28  Millionen  US-Amerikaner*innen  überhaupt  nicht
krankenversichert, weshalb Ärzt*innen und Pfleger*innen in ihrer Freizeit
ehrenamtliche, kostenlose Versorgung anbiete. Diese können allerdings den
Bedarf lange nicht decken und werden als medizinisches Personal an ihre
Grenzen getrieben. Während es unter Obama diesbezüglich zumindest einige
Verbesserungen gegeben hat wie die Versicherungspflicht, die dafür sorgen
sollte, dass alle Arbeiter*innen zumindest minimal versichert sind, hat Trump
dies  bereits  wieder  gestoppt.  Die  Menschen  werden  dadurch  wieder



vermehrt von privaten Versicherungen abhängig. Einerseits können viele sich
diese gar nicht leisten, andererseits nehmen diese gerade Menschen, die
bereits älter sind oder Vorerkrankungen haben, gar nicht auf, da sie höhere
Kosten  befürchten.  Das  macht  deutlich,  was  das  Hauptproblem  an  der
Privatisierung von Gesundheitssystemen ist – private Unternehmen arbeiten
immer  für  eigenen  Profit,  wollen  Kosten  vermeiden  und  möglichst  viele
Ausgaben  einsparen.  Daher  sind  Unternehmer*innen  auch  mit  Trumps
Abschaffung der Versicherungspflicht  zufrieden.  Sie sind nun nicht  mehr
verpflichtet, ihre Angestellten zu versichern. Für die Arbeiter*innen bedeutet
das nur, dass medizinische Versorgung Luxus ist und man selbst in einem
medizinischen Notfall überlegt, ob man nicht mit dem Auto statt mit dem
Krankenwagen in die Notaufnahme fährt.

Engagement der Berufsgruppen
In vielen Ländern ist zu beobachten, dass sich Ärzt*innen, Pfleger*innen und
sonstiges medizinisches Personal zusammenschließen, um in ihrer Freizeit
Krankenversorgung für Menschen, die aus der Krankenversicherung fallen,
anbieten zu können. Dadurch wird zwar sichtbar, über welches Engagement
diese Berufsgruppen häufig verfügen, andererseits ist dies aber keinesfalls
eine zufriedenstellende Lösung. Schon jetzt sind viele Krankhausangestellte
in  etlichen  Ländern  von  langen  Diensten  und  einem  viel  zu  geringen
Personalschlüssel betroffen, wodurch nicht immer die optimale medizinische
Versorgung gewährleistet werden kann. Trotz der Tatsache, dass es auch in
österreichischen Krankenhäusern Gangbetten gibt und Krankenpfleger*innen
immer mehr Aufgaben übernehmen müssen, gibt es für diese Berufsgruppe
keine  Entlastung.  Im  Gegenteil:  Von  neoliberalen  Politiker*innen  wird
laufend  über  Sparmaßnahmen  im  Gesundheitsbereich  nachgedacht.  Der
Abbau des Sozialstaates führt auch dazu, dass der Staat sich immer mehr aus
der  Verantwortung  nimmt  und  Gesundheitsversorgung  zu  einer  privaten
Angelegenheit  wird,  während  das  medizinisch-pflegerische  Personal,  das
dennoch  ausreichende  Versorgung  gewährleisten  möchte,  bis  zur
Erschöpfung  ausgebrannt  wird.



Es geht auch anders
In Schweden wurde exemplarisch versucht, andere Wege zu gehen, um das
Personal  zu  entlasten  und  dadurch  eine  umfangreichere  Versorgung  zu
ermöglichen.  In  der  Stadt  Göteborg  wurde  unter  der  reformistischen
Linkspartei bereits 2015 die 30-Stunden-Woche eingeführt – in Kombination
mit Lohn- und Personalausgleich. In den Krankenhäusern gab es 6-Stunden-
Schichten,  die  eine  enorme Entlastung für  das  Personal  darstellten.  Die
Resultate waren nicht nur weniger Krankenstände bei den Mitarbeiter*innen
sondern  auch  wesentlich  kürzere  Wartezeiten  sowie  qualitativ  bessere
Behandlungen für  Patient*innen.  Die Mehrkosten für  14 neue Kräfte (10
Millionen Kronen = ca. 1 Million Euro) wurden an anderer öffentlicher Stelle
zur  Hälfte  eingespart  (Arbeitslosen-  und  Sozialhilfe,  niedrigerer
Krankenstand),  gar  nicht  eingerechnet  indirekte  volkswirtschaftliche
Vorteile:  gesünderes  Personal  geht  später  in  Rente,  Fachkräfte  sind
einfacher zu finden, die Ausbildungsbereitschaft im bisher wenig populären
Beruf steigt. Trotz dieser Vorteile für die öffentlichen Arbeit„geber“*innen
wurde das Projekt aufgrund der Kosten 2017 eingestellt. Vizebürgermeister
Daniel Bernmar von der Linkspartei: „Davon, dass Arbeitszeitverkürzung den
Arbeitgeber mehr kostet,  kommt man in den meisten Fällen nicht  weg.“
(NEUES DEUTSCHLAND, 7. Februar 2018, S. 2).

Angestellte  im  Gesundheits-  und  Sozialbereich  müssen  sich  gemeinsam
gegen die weltweit stattfindenden Privatisierungen und das Sparen bei der
Gesundheit  von Menschen einsetzen und für bessere Arbeitsbedingungen
und Bezahlung kämpfen. Dieser Kampf betrifft vor allem Frauen, die nach
wie vor in etlichen schlecht bezahlten Sektoren arbeiten und stark von Armut
betroffen sind. Letztlich muss dieser mit dem für eine andere Gesellschaft
verbunden  sein,  in  der  nicht  die  privaten  Profitinteressen  über  die
Gesundheit und somit auch über Leben und Tod von Menschen entscheiden
können.



GroKo Oh no! – Wie weiter mit
den #NoGroKo-Anhänger_Innen?

von Wilhelm Schulz, REVOLUTION Berlin
Am vergangenen Sonntag, dem 4. März, war es dann endlich so weit. Die
SPD  konnte  die  Ergebnisse  ihrer  Urabstimmung  verkünden.  Insgesamt
beteiligten  sich  mit  362.933  abgegebenen  Stimmen  knapp  80%  der
Parteimitgliedschaft – diese ist momentan bei 463.723 Mitgliedern. Unter
diesen stimmten 66,02 % für und 33,98 % gegen eine Neuauflage der Großen
Koalition  von  CDU/CSU  und  SPD.  Thomas  Oppermann,  seit  2013
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion und Parteibürokrat erster Reihe,
sagte im Interview mit „Die Welt“, er rechne mit „55 Prozent Plus X“ an
Zustimmungen.

Auch wenn das Ergebnis nicht so knapp ausfiel, so zeigt es doch, was für
einen Wind sie durch die alte verknöcherte Partei geblasen hat. Dafür hatte
die Parteiführung auch in den letzten Wochen hart und mit allen Mitteln
gekämpft.  In den hierzu einberufenden 12 Regionalkonferenzen,  nicht  zu
verwechseln  mit  der  #NoGroKo-Tour  der  Jusos,  wurde  zu  Beginn  jeder
Veranstaltung  mindestens  eine  Stunde  lang  über  die  positiven
Errungenschaften des ausgehandelten Koalitionsvertrags gesprochen, bevor
auch  nur  ein  einzelnes  Basismitglied  zu  Wort  kommen  durfte.  In  der
Parteizeitung „Vorwärts“ wurde nur ein Interview veröffentlicht, in dem ein
GroKo-Gegner zu Wort kommen durfte, Kevin Kühnert (Juso-Vorsitzender) im
Schlagabtausch  mit  Lars  Klingbeil  (SPD-Generalsekretär).  Die
Gewerkschaften verschickten über ihre Mailinglisten vermehrt Lobeshymnen
an  den  Koalitionsvertrag,  interessant,  dass  diese  ansonsten  zur
Bundestagswahl mit  Floskeln wie „Geh wählen“ um sich werfen,  aber in
Zeiten der Not treu Wahlkampf für die SPD-Führung machen. Im Brief an die
Mitgliedschaft,  ein  Kommentar  der  SPD an  die  Urabstimmenden,  wurde
einseitig für das „Ja“ geworben.

Und schlussendlich kursierte ein Argument über der Urabstimmung. Sollte
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es zu einem „Nein“ kommen, so führe dies ‚unausweichlich‘ zu Neuwahlen
und stärke unmittelbar die AfD. Schwachsinn. Was die AfD langfristig stärkt,
ist ein ‚weiter so!‘. Eine Fortsetzung der Politik im Interesse des deutschen
Imperialismus im Interesse neuer Rekordgewinne. Andre Poggenburg, AfD-
Vorsitzender  Sachsen-Anhalt,  sagte  in  seiner  ketzerischen  Rede  zum
politischen Aschermittwoch, dass die Einführung eines Heimatministeriums
zeige,  dass die AfD wirkt.  Im Bereich Geflüchtete und Asyl  versucht die
kommende GroKo der AfD das Wasser abzugraben, dafür hat die SPD die
Frage der CSU-Obergrenze extra unangetastet gelassen. Im Kampf gegen
den Rechtsruck hilft die GroKo überhaupt nicht, auch nicht wenn die CDU
eine  Zusammenarbeit  auf  Bundesebene  für  die  kommende  Legislatur
ausschließt, auf Länderebene machen sie dies partiell. So gab es im Berliner
Abgeordnetenhaus eine gemeinsame Initiative von CDU, FDP und AfD mit
der  Forderung  nach  einem  Auftrittsverbot  türkischer  Politiker  zum
Verfassungsreferendum  vergangenen  Sommer.  Oder  gemeinsame
Kampagnen gegen Linksextremismus in Sachsen-Anhalt.  Nein,  gegen den
Aufstieg der AfD braucht es die Einheit im Kampf der Organisationen und
Parteien, die sich auf die Arbeiter_Innenklasse stützen, eine Offensive, die
antirassistische und soziale Forderungen miteinander verbindet und diese
nicht gegeneinander ausspielt.

Zurück  zur  Urabstimmung.  Am  selben  Tag  der  Verkündung  der
Abstimmungsergebnisse trat Kühnert öffentlich auf. In einem Interview mit
Phoenix  sagte  er  etwas,  das  er  während  der  #NoGroKo-Tour  noch  als
möglich verkaufte, nämlich, dass eine Erneuerung der SPD unter der GroKo
nicht  möglich sei.  Einen Tag später  ruderte Kühnert  bereits  zurück und
schrieb „Kein SPD-Erneuerung ohne uns!“. Daneben ergänzte df, dass es die
SPD und nicht die Jusos war, die für eine gemeinsame Regierung mit der
CDU/CSU stimmten.  Bei  diesen  Worten  müssen  die  Anhänger_Innen der
#NoGroKo-Kampagne den Juso-Chef jetzt packen. Denn die 123.329 Nein-
Stimmen  drohen  schnell  in  Schall  und  Rauch  aufzugehen,  also  zu
demoralisieren, inaktiven Mitgliedern zu werden, dass sich eine relevanter
Teil ohne Anstoß nach links bewegt scheint unrealistisch. Was es braucht, ist
einen  offenen  Kampf  um  die  Führung  der  Partei  auf  dem  kommenden
Parteitag  im  April  unter  der  Kampflosung  „Volle  Rücknahme  der



Agenda2010-Reformen“, eine oppositionelle Fraktion in der SPD.Denn der
Fehler, der #NoGroKo-Kampagne darf sich nicht noch einmal wiederholen.
Zwar war die Kampagne recht öffentlichkeitswirksam, doch es mangelte vor
allem an einer klaren Perspektive.#NoGroKo? Ja!  Aber wofür? Bleibt  die
oftmals  ausgesprochene  „Rückbesinnung  auf  die  Sozialdemokratie“  eine
leere Floskel, die nicht mit konkreten Forderungen gefüllt wird, wie eine
klare Positionierung gegen Rassismus , Leiharbeit und Befristung oder für
Wohnraum für Alle, dem Ausbau des sozialen Wohnungsbaus & Enteignung
der leerstehenden Wohnungen, dann wird man Niemanden von der eigenen
Position überzeugen können.  Ebenfalls  bedeutet  ein offener Kampf auch,
sollte die Fraktion ihn gewinnen, dass man die aktuelle Führungsriege aus
der  Partei  werfen  muss.  Denn  die  Politik  des  Vorstands  zeigt  in  allen
Punkten, dass dieser nur im Interesse der Profite der deutschen Wirtschaft
agiert, denn eine inhaltliche Neuausrichtung würde bedeuteten, dass man
die eigenen Posten verliert. Außerdem müssen die Jusos ihre Unabhängigkeit
von der SPD beschließen und mit dem Dasein einer Struktur innerhalb der
SPD brechen, sie müssen sich hierfür unter anderem ein eigenes Programm
geben.  Wir  schlagen  hierzu  eine  offene  Programmdebatte  anhand  ihres
#NoGroKo-Papiers vor.

Solche Maßnahmen würden einen Ablösungsprozess von der SPD nach links
einleiten. Uns als Revolutionär_Innen ist hierbei klar, dass dieser Prozess
jedoch nur erfolgreich sein kann, wenn ein konsequenter Bruch mit dem
reformistischen  Programm  der  Partei  stattfindet.  Das  bedeutet  ein
notwendiges Ende mit dem reinen Fokus auf den Rahmen der bürgerlichen
Gesellschaft, samt seines Staates. Alleinige Forderungen nach progressiver
Besteuerung ändern nichts an den kapitalistischen Eigentumsverhältnisses.
Was wir brauchen,  ist  ein revolutionäres Programm, das die brennenden
Fragen  des  Alltags  mit  einem  Programm  zum  Sturz  des  Kapitalismus
verbindet.  Denn  eines  ist  klar.  Auch  das  klassische  sozialdemokratische
Programm  fand  keinen  parlamentarischen  Weg  zur  Beseitigung  dieses
Gesellschaftssystems.  Hierfür  gilt  es  auf  der  Straße zu kämpfen und als
solches  müssen  sich  die  Jusos  jetzt  verstehen,  als  Initiator_Innen  einer
Einheitsfront gegen die Angriffe der kommenden GroKo!



Afrin:  Was  passiert  eigentlich
gerade in Syrien?
von Jonathan Frühling, REVOLUTION Kassel

Seit dem 20. Januar 2018 rollen Panzer, schwere Artillerie und hunderte
Fahrzeuge mit türkischen Soldaten und islamistischen Milizionären über die
Grenzen des mehrheitlich kurdisch bewohnten Kantons Afrin. Seitdem wird
ein erbitterter Kampf um das ca. 30 x 40 km große Stück Land geführt, den
die  kurdisch  dominierten  „Syrian  Demokratic  Forces“  (SDF)  wegen
zahlenmäßiger  und  waffentechnischen  Unterlegenheit  kaum  gewinnen
können.  Ihr  erbitterter  Widerstand  machen  die  Kämpfe  jedoch  deutlich
langwieriger und verlustreicher, als der türkische Diktator Erdogan geplant
hatte.

Vorgeschichte
2011 entwickeltet sich die syrische Revolution in einen Bürgerkrieg, indem
das Assad-Regime schnell die Kontrolle über ein Großteil des Landes verlor.
Die  kurdischen  Siedlungsgebiete  im  Norden  machten  sich  sowohl  vom
syrischen  Staat  als  auch  von  den  Zielen  der  syrischen  Revolution
unabhängig. Dort wird seit dem ein System aufgebaut, welches demokratisch
ist  und  in  dem Frauen  Mitbestimmungsrecht  genießen.  Auch  gegen  die
Angriffe des IS konnte das Kanton Rojava erfolgreich verteidigt werden.

Ein Zusammenschluss mit  dem am nord-westlich gelegenen Kanton Afrin
gelangte 2017 allerdings nicht, weil von der Türkei gesteuerte Rebellen die
Gebiete zwischen den Kantonen vom IS eroberten. Die Türkei sieht in dem
Aufstieg  der  kurdischen  Befreiungsbewegung  in  Syrien  eine  Bedrohung,
auch, weil  er Angst hat,  dass sie die kurdische Bewegung in der Türkei
stärken könnte. In der Türkei selbst hat sich Erdogan 2016 mit einem Krieg
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und der fast vollständigen Zerschlagung kurdischer Medien und der pro-
kurdischen  Partei  HDP  die  Gefahr  einer  mächtigen  Autonomiebewegung
vorerst vom Hals geschafft. Der Angriff auf Afrin ist nun der Versuch die
kurdische  Autonomie  auch  im  Nachbarland  mit  militärischer  Gewalt  zu
unterbinden.

Aktuelle Entwicklung
Die Türkei greift Afrin von nahezu allen Seiten gleichzeitig an. Jeden Tag
werden ein paar mehr Hügel und Dörfer erobert, auch wenn die Fortschritte
der Offensive glücklicherweise sehr langsam sind. Erdogan schickt jedoch
hunderte neue Panzer und Spezialeinheiten, um einen Sieg zu erzwingen.
Obwohl hunderte Jugendliche aus ganz Rojava und Afrin in die Reihen der
SDF ziehen, wird deshalb eine Niederlage immer wahrscheinlicher.

Die Ereignisse können nicht getrennt vom gesamten Bürgerkrieg gesehen
werden.  Anfang  des  Jahres  startete  das  syrische  Assad-Regime  eine
gewaltige Offensive, in dessen Zuge weite Teile Provinz Idlib erobert wurden,
welche  das  Kernland  verschiedenster  bewaffneter,  islamistischer
Oppositionsgruppen darstellt. Die Türkei hat, als einer der entschiedensten
Gegner Assads, damit begonnen Panzer zu schicken und Militärbasen in Idlib
aufzubauen, um ein weiteres Vorstoßen Assads zu erschweren. Im Gegenzug
schicken die Rebellen immer wieder hunderte Fußsoldaten, um die türkische
Offensive in Afrin zu unterstützen. Nun zeigt sich, wie bitter es sich rächt,
dass  die  Kurd_Innen  2011  nicht  für  eine  Revolution  in  ganz  Syrien
eingetreten  sind.  So  konnten  sich  reaktionären  Islamisten  als  führenden
Kräfte im Bürgerkrieg etablieren. Von den revolutionären Deserteuren der
syrischen Armee, die nicht mehr auf ihr eigenes Volk schießen wollten, ist
nichts mehr übrig. Im Gegenteil: Mit der Schändung der Leiche einer SDF-
Kämpferin  zeigen  die  islamistischen  Kettenhunde  Erdogans,  was  für
reaktionäre  Ansichten  sie  vertreten.

Eine  türkischer  Sieg  in  Afrin  würde  ein  Ende  des  demokratischen  und
emanzipatorischen Projektes in Afrin und damit eine Niederlage der Linken
weltweit bedeuten.



Die Rolle der Imperialisten
Russland stellt einen mächtigen Verbündeten Assads dar. Es lässt die Türkei
in Syrien gewähren, indem sie den Luftraum über Afrin für die türkischen
Jets freigab. Grund dafür ist vor allem die Wichtigkeit der russichen Öl- und
Gasexporten in die Türkei. Assad dagegen ist über die türkische Präsenz in
Syrien weniger erfreut und lässt SDF-Konvois von Rojava nach Afrin über
sein eigenes Territorium passieren.

Am interessantesten  ist  jedoch die  Rolle  der  USA.  Sie  unterstützen  den
Kampf  der  Kurd_Innen gegen den IS  und schafften  es  so  in  Syrien  mit
zahlreichen Militärbasen oder sogar Militärflughäfen Fuß zu fassen.

Da die USA am allermeisten von der NATO profitiert, ist ihre Angst groß,
dass es eine offene Konfrontation mit der Türkei gibt, die die gesamte NATO
in Frage stellen könnte. Die Türkei weiß darum und droht deshalb ganz offen
auch US-Soldat_Innen abzuschießen, wenn sie ihren Zielen in Syrien im Weg
stehen. Das wäre eine Demütigung der USA und würde ihre ohnehin schon
massiv  angekratzten  Stellung als  Weltmacht  weiter  untergraben.  Das  ist
auch der Grund, wieso die USA Afrin fallen gelassen hat. Im östlichen Rojava
halten sich jedoch nach wie vor US-Soldaten auf, um ein Angriff der von der
Türkei unterstützen Milizen zu verhindern. Welchen faulen Deal es letztlich
zwischen den beiden Ländern gegeben wird sich erst zeigen.

Welches Interesse die USA wirklich hat, zeigt sich sehr deutlich im Osten des
Landes  nahe  der  Stadt  Deir  ez-Zor.  Dort  helfen  sie  dabei  die  Angriffe
regierungstreuer Milizen auf die SDF abzuwehren. Grund für die Angriffe ist
der Versuch die von der SDF kontrollierten Ölfelder zu erobern. Die USA
unterstützt  die  kurdische Bewegung also  vor  allem aus  geostrategischen
Gründen und, um Kontrolle über Ölfelder in Syrien zu erhalten. Die NATO ist
der USA aber zweifelsohne wichtiger.

Der  Widerstand  und  Repression  in
Deutschland
Wenn auch nicht in der bürgerlichen Presse, ist der Aufschrei gegen die



türkische Aggression in Syrien innerhalb der Linken und der kurdischen
Bevölkerung in Deutschland enorm. Laufend finden lokale und überregionale
Demonstrationen statt.

Der deutsche Staat reagiert darauf mit Repression: Vor ca. 1,5 Jahren wurde
ein Verbot fast aller Fahnen des kurdischen Befreiungskampfes erlassen. Bis
Anfang  diesen  Jahres  wurden  das  Verbot  allerdings  faktisch  nicht
durchgesetzt. Anfang des Jahres jedoch wurde eine Großdemo in Köln wegen
verbotener Fahnen aufgelöst. Andere Demos wurden gleich ganz Verboten,
weil man während Karneval angeblich überfordert sei.

Perspektive
Natürlich gilt unsere Solidarität dem kurdischen Befreiungskampf im Nahen
Osten, auch wenn es selbst ohne das Eingreifen der Türkei noch ein langer
Weg  bis  zum  Sozialismus  wäre.  Abstrakte  Forderungen  die  Waffen
niederzulegen und Appelle an die UN bringen uns hier nicht weiter. Nur ein
militärischer Sieg der SFD-Milizen, einschließlich der Rückeroberung der in
den  letzten  Wochen  von  der  Türkei  besetzten  Gebiete,  können  wahren
Frieden bringen.

Weiterhin treten wir für den Abzug aller ausländischen Truppen ein, ohne
deren Hilfe Syrien heute kein Trümmerhaufen wäre. Obwohl die USA Rojava
vor dem Untergang gerettet hat, vertritt sie in Syrien einzig die Interessen
der  us-amerikanischen  Bourgeoisie  und  ist  deshalb  kein  zuverlässiger
Verbündeter.

Die Forderung nach Befreiung und Sozialismus muss, um erfolgreich zu sein,
auf alle Völker und Religionen des Nahen Ostens ausgedehnt werden. Die
einzigen  wahren  Verbündeten  sind  die  Bäuerinnen,  Bauern  und
Arbeiter_Innen,  die  sich  endlich  gemeinsam  gegen  ihre  Unterdrücker
erheben und eine kommunistische Partei aufbauen müssen. Nur eine solche
Organisation  kann  in  der  Lage  sein  die  vereinzelnden  Kämpfe  zu  einer
mächtigen Massenbewegung gegen die Kapitalismus zusammenzuführen.



„Stoppt  alle  bevorstehenden
Abschiebungen!“  Ein  Interview
mit  einem geflüchteten  Antira-
Aktivisten in Israel
Die  israelische  Regierung  hat  ein  neues  Gesetz  beschlossen,  das  die
systematische  Abschiebung  von  40  000  Migrant_innen  aus  Afrika
(mehrheitlich aus Eritrea und dem Sudan) bewirken soll. Von den insgesamt
60  000  nach  Israel  geflüchteten  Menschen  wurden  bereits  20  000
abgeschoben.  Nun will  die  Regierung auch die  verbliebenen 40 000 des
Landes  verweisen.  Begleitet  wird  der  Beschluss  durch  eine  rassistische
Kampagne, in der die Geflüchteten von Mitgliedern der Regierung öffentlich
als „afrikanische Eindringlinge“ diffamiert werden. Das neue Gesetz stellt sie
vor  die  Wahl:  Entweder  sie  reisen  „freiwillig“  aus,  stimmen  also  ihrer
Abschiebung gegen eine Geldprämie zu oder sie werden in eigens dafür
errichteten Gefängnissen interniert.
Dieser  schmutzige  Deal  geht  jedoch  nicht  ohne  den  Widerstand  der
Geflüchteten vonstatten. Seit Wochen protestieren in Tel Aviv und Jerusalem
tausende  Geflüchtete  zusammen  mit  Aktivist_innen  sowie  solidarischen
Arbeiter_innen  und  Student_innen  gegen  die  Abschiebungspläne  der
Regierung.  Vor  2  Tagen  waren  erneut  über  20  000  Menschen  auf  den
Straßen.  Im  Internierungslager  Holot  sind  zudem  seit  ein  paar  Tagen
mehrere  hundert  gefangene  Geflüchtete  in  den  Hungerstreik  getreten.
Unsere Solidarität gilt der Bewegung und ihrem Kampf gegen die Netanjahu-
Regierung.  Uns  interessieren  vor  allem  die  Motive,  Ziele  und
Organisationsformen der Protestierenden. Eine Freundin von uns traf sich
deshalb mit einem der zentralen Aktivisten der Bewegung und hat ihm für
euch ein paar Fragen gestellt:
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Hi  Mutasim  Ali,  könntest  du  erst  einmal
erzählen, wie die Situation von Geflüchteten in
Israel aktuell aussieht?
Es ist sehr schwer die Situation heute zu beschreiben. Was ich sagen kann
ist, dass Geflüchtete und Asylsuchende in einer sehr verzweifelten Situation
stecken. Sie fürchten sich vor ihrem unsicheren Schicksal angesichts der
neuen Abschiebungspolitik. Im Rahmen dieser Politik drohen tausenden von
asylsuchenden Menschen Abschiebungen oder unbestimmte Haftstrafen. Wir
hoffen immer noch auf ein Wunder, dass diese katastrophale Politik plötzlich
stoppen wird.

Hat sich in letzter Zeit etwas verändert?
Ehrlich  gesagt,  neben  einigen  rechtlichen  Änderungen  im  sogenannten
„Eindringlingsgesetz“ wurde die Politik  gegenüber uns immer schlimmer.
Anfangs waren wir noch aktiv und gut organisiert, doch auch das hat sich
mittlerweile verändert, da die Leute den Glauben verloren haben. Das ist
genau das, was die Regierung erreichen will.

Was ist das größte Problem?
Das größte Problem ist die fehlende Bereitschaft der Regierung Geflüchtete
schützen  zu  wollen.  Viele  von  uns  haben  deshalb  die  Hoffnung  bereits
aufgegeben,  dass  unter  Netanjahus  Regierung  noch  irgendetwas  zu
verändern  wäre.

Was fordert ihr auf den Demonstrationen?
– eine menschliche Behandlung!
– Stopp aller bevorstehenden Abschiebungen!
– ein individuelles und transparentes Asylverfahren für jeden und jede von
uns!



– Stellt uns angemessene Dokumente zur Verfügung, mit denen wir in Würde
leben können!

Was  erwartet  ihr  von  der  israelischen
Bevölkerung?
Es ist schwer zu sagen, was man genau erwarten kann. Ich glaube aber, was
immer sie tun, um diese offensive Politik aufzuhalten, wird von uns hoch
geschätzt. Die „No-Deportation-Kampagne“ ist sehr beeindruckend und sollte
so weitergehen!

Nein  zur  GroKo,  Nein  zum
erneuten Verrat!
von Alex Metzger

Seit bald 5 Monaten, hinter der Fassade und auch darüber hinaus, herrscht
Uneinigkeit in der SPD. Nach 4 Jahren Großer Koalition und Mitverwaltung der
undemokratischen,  militaristischen  EU,  der  Unterdrückung  von  Teilen
Südeuropas durch eine rigorose Sparpolitik und der generellen Abwälzung der
Kosten  der  F inanz-  und  Wirtschaftskr ise  auf  den  Rücken  der
Arbeiter_Innenklasse wollte  sie  nun einen Schlussstrich  unter  diese Politik
ziehen.  Mit  einem inszenierten „Linksruck“ der Partei,  angeführt  von dem
ehemaligen EU-Parlametsvorsitzendem Martin Schulz, sollten wieder einmal
soziale Themen in den Vordergrund gerückt werden. Gleichzeitig wurde aber
auch immer wieder auf die angeblichen „Erfolge“ der SPD verwiesen, die man
gegen den Widerstand der CDU/CSU durchsetzen konnte. Das Paradebeispiel
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hierfür ist die Einführung des Mindestlohns, welcher aber nicht für alle gilt, wie
z. B. Azubis oder Leiharbeiter_Innen.

Mit hohlen Floskeln,  die die Sozialdemokratie seit  eh und je in den Mund
nimmt,  wollte  die  SPD auf  Stimmenfang  gehen.  Nach  dem schlechtesten
Wahlergebnis, das sie je einfuhr, nur ein wenig mehr als 20 Prozent, mussten
weitere Floskeln her. Die konsequente Ablehnung einer Regierungsbeteiligung
und  die  daraus  resultierende  Oppositionsführerschaft  der  SPD  schien
ausgemachte  Sache  zu  sein.  Allerdings  kamen  in  diesen  5  Monaten  von
verschiedenen Seiten der Parteibürokratie und Spitze Kritik an diesem Kurs.
Erst recht nach dem Scheitern der Verhandlungen zu einer Jamaika-Koalition
zwischen CDU/CSU, der FDP und den Grünen wurde die SPD von allen Seiten
dazu  gedrängt,  sich  ihrer  Verantwortung  als  „staatstragende  Volkspartei“
doch bitte  gerecht  zu werden.  Die Schlüsselfrage der  SPD:  Politik  für  die
eigene soziale Basis zu betreiben oder im Interesse der herrschenden Klasse.
Statt in einem politischen Kampf um tatsächliche soziale Forderungen, wie
einer  wirklichen  Erhöhung  des  Mindestlohns,  die  Abschaffung  der  Zeitarbeit,
oder der Absicherung der Renten für Geringverdiener_Innen, verbunden mit
der  Forderung nach einer  klar  antirassistischen Ausrichtung zusammen in
einer Minderheitsregierung mit der Linkspartei, ruderte die SPD zurück. Somit
wurde  sie  am  Ende  ihrer  Rolle  als  die  oben  genannte  „staatstragende
Volkspartei“ einmal mehr gerecht und blieb sich am Ende in ihrer Tradition
des Rückziehens vor der Auseinandersetzung mit der herrschenden Klasse
treu,  wie  sie  es  schon  seit  inzwischen  100  Jahren  mehr  oder  weniger
erfolgreich  macht.  Der  Vorstand  sprach  sich  für  die  GroKo  aus,  der
außerordentliche SPD Parteitag Ende Januar entschied sich für die Aufnahme
der Sondierungsgespräche für eine Fortsetzung der Großen Koalition.

Der Koalitionsvertrag ist seit Donnerstag ausgehandelt und die Ministerposten
werden verteilt. Dabei ist der SPD-Messias aus Würselen auf jeden Fall raus.
Das Vertrauen der Mitgliedschaft der SPD, das Schulz 100 % der Stimmen in
der Wahl zum Parteivorsitz im Januar 2017 beschert hat, scheint gebrochen.
Sigmar Gabriel, der alte Parteivorsitzende, hat ihm in Form einer offenen und
harschen Kritik an seiner Person und seinem Führungsstil die Falltür geöffnet,
durch  die  er  letztlich  in  die  Versenkung  gestürzt  ist.  Diese  den  Inhalten



vorgeschobene  Personaldebatte,  mit  der  sich  die  Partei  kopflos  präsentiert
könnte der Spitze letztlich aber die „Ja´s“ bei der GroKo Abstimmung sichern.
Schließlich war es Schulz, der versprach nicht in die Regierung einzutreten,
ohne  ihn:  kein  Wortbruch.  Vielleicht  reicht  das  schon  für  ein  Ja  zum
Koalitionsvertrag bei der Abstimmung der Mitglieder ab 15. bis Ende Februar.
Dabei war es doch genau das Handeln von Schulz, das den wahren Charakter
des Reformismus zu Schau stellte. Konkret: das dieser in der Stunde der Not,
also wenn das Kapital nicht zu Zugeständnis fähig ist, sein wahres Gesicht
zeigt.  Als  bürgerliche,  da  klassenversöhnlerische,  Ideologie  innerhalb  der
Arbeiter_Innenbewegung.

Umso deutlicher macht sich Unmut in den linken Teilen der SPD-Basis breit,
die  Abstimmung  Ende  Januar  ging  mit  56  %  für  und  44  %  gegen  die
Verhandlungen  zur  Regierungsbildung  (Sondierungsgespräche)  aus.
Besonders die Jugendorganisation der SPD, die Jusos, wollen einen politischen
Kampf  um  Positionen,  nicht  um  Posten  führen.  Zumindest  wird  ihr
Vorsitzender  Kevin  Kühnert  bei  seiner  #NoGroKo-Tour  nicht  Müde das  zu
betonen. Im Zuge dieses Kampfes traten knapp 25.000 Menschen in die SPD
ein. Ähnlich wie bei dem vermeintlichen Linksruck, angeführt vom ehemaligen
Parteichef Martin Schulz Anfang 2017. Zusammen sind das fast 10 % der SPD
Mitgliedschaft. 10 %, die offen für einen linken Kurs in der SPD sind, ihn sogar
herbeiführen  wollen,  das  finden  wir  gut,  diese  Bewegung  müssen  wir  mit
unseren  eigenen  Forderungen  und  Perspektiven  begleiten.

Entgegen der Meinung pseudolinksradikaler Gruppen, die in der SPD einen
Haufen  den  Kapitalist_Innen  nahestehenden  Verräter_Innen  am Proletariat
sehen,  denken  wir,  dass  diese  Dynamik  von  Revolutionär_Innen  genutzt
werden muss.  Wenn eine  Welle  der  Kritik  von links,  von der  Basis  einer
bürgerlichen Arbeiterpartei, also einer Partei welche ihre Mitgliedschaft und
Verankerung in der ausgebeuteten Klasse verortet, eine Welle der Kritik an
der Führung dieser Partei losbricht, dann ist das immer auch eine Chance im
Kampf für ein revolutionäres Programm. Nicht weil  wir glauben mit neuen
Mehrheiten  selbst  um  die  Führung  zu  kämpfen,  sondern  weil  wir
desillusionierte  junge  Sozialdemokrat_Innen  in  unser  Boot  holen  wollen.
Diesen Punkt gilt es unversöhnlich zu-zuspitzen. Hierum muss von den Jusos



die Frage des Regierungsprogramms diskutiert werden, beispielsweise unter
der vollen Rücknahme der Agenda2010-Reformen im Schulterschluss mit den
Tarifauseinandersetzungen,  wie  sie  im  öffentlichen  Dienst  bevorstehen  oder
bei  der  IG  Metall  in  Ostdeutschland  noch  fortgesetzt  werden  müssen.

Mit ihren Forderungen werden sie schnell an die Grenzen des in ihrer Partei
und mit den parlamentarischen Mehrheiten machbaren kommen. Klar, denn in
der  bürgerlichen  Demokratie  dient  der  Staat  den  herrschenden
Kapitalist_Innen.  Die  Abschaffung  der  Agenda  Reformen  zum  Beispiel,  die
Verringerung des Renteneintrittsalters bei einer allgemeinen Rentenerhöhung,
staatlicher  Wohnungsbau,  oder  Forderungen um die Demokratisierung der
Partei,  oder  sogar  der  imperialistischen  EU  im  Schulterschluss  mit  dem
europäischen  Proletariat  werden  spätestens  von  ihrer  eignen  Führung
blockiert.  Diese  als  bürgerliche  Marionetten  zu  entlarven,  verbunden  mit
sozialen  und  politischen  Forderungen,  zum  Beispiel  nach  der  Integration
Geflüchteter  in  Gewerkschaften,  um  den  Antirassismus  in  breitere  Teile  der
Klasse  zu  tragen,  sollte  das  erklärte  Ziel  von Kommunist_Innen sein.  Wir
fordern alle Mitglieder der SPD auf in der Urabstimmung mit Nein zu stimmen.
Gegen die  GroKo  kämpfende Mitglieder  in  der  SPD müssen  unter  diesen
Losungen die Auseinandersetzung in der SPD politisieren und hiermit um die
Führung der Partei kämpfen.

Dafür sind die Debatten in der Partei und in ihrer Jugendorganisation nur ein
Schritt unter vielen. Die linken Teile der Partei müssen sich dabei als der Keil
begreifen,  der  den  Kampf,  der  zum Bruch  mit  der  Führung,  im  Fall  der
Niederlage zur Spaltung oder zu einer „neuen Ausrichtung der SPD“ im Wort,
wie es die Jusos weichgespült gern formulieren, erst ermöglichen kann. Um
Druck zu  erzeugen und Massen für  uns  zu  begeistern  brauchen wir  eine
dynamische Bewegung, eine Einheitsfront vieler Arbeiter_Innenorganisationen
welche die Kämpfe auf die Straße, an die Schulen, Unis und Fabriken trägt. Wir
müssen die Frage, danach warum keine Verhandlungen mit der Linkspartei
gestartet  wurden  mit  der  Perspektive,  der  antirassistischen  Einheitsfront,
beantworten.

Gleichzeitig  müssen  wir  unsere  Partner_Innen,  wo  es  nötig  ist  für
reformistische Positionen kritisieren. Bei allen guten Ansätzen, die die Jusos in



ihrem  Kampf  gegen  die  GroKo  verfolgen,  werden  auch  von  ihnen  keine
Forderung hin zu einer sozialistischen Umorientierung aufgestellt. Die Kritik,
die aus der #NoGroKo-Kampagne laut wird, ist eine Kritik am Führungsstil und
an der prinzipiellen Bereitschaft zusammen mit der CDU zu regieren. Die von
Kühnert und Co. aufgezeigte Perspektive kann und darf nicht einfach nur die
„Neuausrichtung  der  SPD“  sein.  Neben  dem  guten  Ansatz  sagt  diese
Forderung  nämlich  nichts.  Weder  was  geändert  werden  muss  noch  wo´s
hingehen soll. Demokratisierung der Partei, eine konsequente Politik für die
Ausgebeuteten, Beispiele wurden in diesem Text schon einige genannt, die
Ablehnung  des  imperialistischen  Weltsystems,  ein  konsequenter
Internationalismus, der den Charakter des globalen Systems als System von
ausbeutenden und ausgebeuteten Klassen begreift, eine Analyse und Kritik
am gesellschaftlichen Rassismus, all das sollte von der Juso-Basis gefordert
werden.  Kurz:  eine  Kritik  am  Reformismus  und  keine  bloße  Kritik  am
Führungsstil, die in ihrer Ausrichtung auch vor dem Bruch mit der Partei nicht
zurückschreckt, ist jetzt gefragt.

Dass in der Spitze der SPD unter Missachtung der Kämpfe in der Basis mit der
CDU und CSU gefeilscht wird, zeugt von der Kompromissbereitschaft ihrer
falschen Führer.  Die  in  den Vordergrund rückenden Personalfragen bieten
zusätzliche Möglichkeiten eine Debatte um Inhalte zu verschleiern. Letztlich
wird sich zeigen, wie weit der linke Flügel bereit ist zu gehen, und wie weit die
Bürokratie und der liberale Flügel dazu in der Lage sind die Wogen zu glätten,
um zumindest für die nächste Regierungsperiode Ruhe zu haben.

Wir dürfen nicht tatenlos zusehen. Stellen wir uns an die linke Seite der linken
Seite,  um gemeinsam mit  ihnen aus dem Nein zur GroKo ein Ja für  eine
revolutionäre und antikapitalistische Politik zu machen, die sich gar nicht erst
von Gabriel, Nahles und Co. über ihren wahren Charakter hinweg täuschen
lässt und Abseits vom Verhandlungstisch soziale Forderungen mit denen nach
dem Umsturz des Kapitalismus unter sozialistischer Perspektive verbindet. Nur
so können wir aus der Krise der Arbeiter_Innenbewegung, dem Fehlen einer
entschlossenen und radikalen Führung, gemeinsam zu einer revolutionären
Bewegung kommen die tatsächlich wieder mal, was reißen kann.



Pakistan:  Freiheit  für  Ahmad
Azad!  Freiheit  für  alle
festgenommen  belutschischen
und  paschtunischen
Studierenden!
 

Am 23. Januar wurden mindestens 200, nach einigen Berichten sogar 400,
belutschische und paschtunische Studierende von der  Polizei  des  Punjab
verhaf tet ,  darunter  der  Generalsekretär  der  „Nat ionalen
Studierendenföderation“  (NSF),  Ahmad Azad.  Die  Massenfestnahmen und
Übergriffe  auf  StudentInnenwohnheime  fanden  statt,  nachdem  sie  von
Anhängern der rechten Islamisten aus der Organisation Islami Jamiat -e-
Talaba  (IJT)  an  der  Punjab-Universität  von  Lahore  eingeschüchtert  und
angegriffen worden waren. Stundenlang umzingelte die Polizei zusammen
mit den Islamisten die Wohnheime der BelutschInnen und PaschtunInnen!

Wir  verurteilen  aufs  Schärfste  diesen  unentschuldbaren  Akt  der
Einschüchterung  und  Terrorisierung  von  StudentInnen  nationaler
Minderheiten, aus Belutschistan, dem südlichen Punjab und von der KPK. Es
zeigt  einmal  mehr,  dass  sich  alle  demokratischen,  sozialistischen  und
MenschenrechtsaktivistInnen zusammenschließen und ihre Stimme erheben
müssen,  um  der  zunehmenden  Gewalt  seitens  der  ultra-reaktionären
islamistischen Kräfte gegen StudentInnen zu widerstehen. Wir verurteilen
auch  die  Pass iv i tät  und  Duldung  dieser  Angri f fe  durch  die
Universitätsverwaltung.  Wir  verurteilen  ferner  die  Passivität  und
Unterstützung, die die Polizei des Punjab den Islamisten gewährt, indem sie
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sich auf die Seite derjenigen stellt, die Studenten nationaler und religiöser
Minderheiten einschüchtern, bedrohen, verletzen oder sogar töten.

Wir fordern die sofortige Freilassung von Ahmad Azad und allen anderen
StudentInnen! Wir solidarisieren uns mit allen BelutschInnen, PaschtunInnen
und anderen StudentInnen, die ihre demokratischen Rechte gegen Angriffe
und Drohungen von Islamisten oder anderen reaktionären Kräften ausüben
wollen.

Wir rufen alle Organisationen der ArbeiterInnenklasse, Gewerkschaften und
Parteien,  alle  sozialistischen  und  demokratischen  Jugend-  und
S t u d e n t I n n e n o r g a n i s a t i o n e n ,  d e m o k r a t i s c h e n  u n d
MenschenrechtsaktivistInnen auf, gegen diese Festnahmen zu protestieren
und  ihre  Solidarität  zum Ausdruck  zu  bringen!  Gemeinsam können  und
werden  wir  die  Kräfte  der  islamistischen  Reaktion  und  der  staatlichen
Repression besiegen! Gemeinsam können wir eine Welt gewinnen, die frei
von Belästigung, Einschüchterung, Unterdrückung und Ausbeutung ist!

Liga für die Fünfte Internationale

REVOLUTION, Internationale Kommunistische Jugendorganisation


